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Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der vom Deutschen Bundestag in seiner 213. Sitzung am 16. Mai 
1952 angenommene Entwurf eines Gesetzes über den Lastenaus- 
gleich wird nach Maßgabe der anliegend zusammengefaßten Be- 
schlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Vermitt- 
lungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundestag über die 
Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 

Die gemeinsame Abstimmung soll sich wegen des untrennbaren 
Sachzusammenhanges auch auf die Anträge zu dem 

Entwurf eines Gesetzes zur Einfügung eines Artikels 120 a 
in das Grundgesetz — Nr. 3550 der Drucksachen — und 
zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über Teuerungszuschläge zur Unter- 
haltshilfe nach dem Lastenausgleichsgesetz — Nr. 3549 der 
Drucksachen — 
erstrecken. 

Bonn, den 4. Juli 1952 

Der Vermittlungssausschuß 

Kiesinger Kunze 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des Vermi 

1. In § 3 wird Nr. 2 gestrichen. 

2. In § 5 Abs. 1 wird Nr. 5 gestrichen. 

3. Nach § 5 wird folgender § 5 a eingefügt: 

4 5 a 

Beitrag der öffentlichen Haushalte an 
den Ausgleichsfonds 

(1) Die Länder einschließlich des 
Landes Berlin leisten an den Ausgleichs- 
fonds vom Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes ab bis zum 31. Dezember 
1957 Zuschüsse in Höhe des Aufkom- 
mens an Vermögensteuer, abzüglich eines 
Betrages von 4 v. H. zur Abgeltung 
ihrer Verwaltungskosten. Sofern das 
Gesetz nach Artikel 107 des Grund- 
gesetzes nicht bis zum 31. Dezember 
1957 für den späteren Zeitraum eine 
Regelung getroffen hat, ist diese Rege- 
lung bis zum 31. Dezember 1957 durch 
besonderes Gesetz zu treffen, das der 
Zustimmung des Bundesrats bedarf. 

(2) Übersteigt das Aufkommen an 
Vermögensabgabe, Hypothekengewinn- 
abgabe und Kreditgewinnabgabe, auf 
das Rechnungsjahr bezogen, den Be- 
trag von 1785 Millionen DM, so 
mindern sich die Zuschüsse nach Absatz 1 
um den 1785 Millionen DM übersteigen- 
den Betrag des Aufkommens. Der Be- 
trag, um den sich die Zuschüsse mindern, 
wird im Verhältnis der von den einzel- 
nen Ländern für das betreffende Rech- 
nungsjahr an den Ausgleichsfonds zu 
leistenden Zuschüsse aufgeteilt. 

(3) Bund und Länder einschließlich 
des Landes Berlin leisten ferner vom 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Ge- 
setzes ab an den Ausgleichsfonds jährliche 
Zuschüsse von 410 Millionen DM, für 
das Rechnungsjahr 1952 entsprechende 
Teilbeträge. Diese Zuschüsse mindern 
sich in dem Verhältnis, in dem sich der 
mit 890 Millionen DM veranschlagte 
Jahresaufwand des Ausgleichsfonds für 
Unterhaltshilfe verringert. Der Bund 
leistet ein Drittel dieses Zuschusses; die 
Länder einschließlich des Landes Berlin 
leisten zwei Drittel nach dem Verhältnis 
ihrer Steueraufkommen im jeweils vor- 
hergehenden Rechnungsjahr. 


Anlage 

tlungs ausschusses: 

(4) Über eine etwaige Rückzahlung 
der Zuschüsse, die bis zum 31. Dezember 
1957 ausgeschlossen ist, bestimmt ein 
Gesetz, welches bis zu diesem Zeitpunkt 
zu erlassen ist und der Zustimmung des 
Bundesrats bedarf. ‘‘ 

4. In § 11 Abs. 1 erhält Satz 1 folgende 
Fassung: 

„Ein Ostschaden im Sinne dieses 
Gesetzes ist ein Schaden, der einer Per- 
son, die nicht Vertriebener ist und am 
31. Dezember 1944 ihren Wohnsitz im 
Gebiet des Deutschen Reichs (Gebiets- 
stand vom 31. Dezember 1937) hatte, 
im Zusammenhang mit den Ereignissen 
des zweiten Weltkrieges durch Ver- 
mögensentziehung oder als Kriegssach- 
schaden (§ 10) an Wirtschaftsgütern der 
in § 9 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 4 bezeichneten 
Art in den Ostgebieten entstanden ist; 
Ostgebiete sind die östlich der Oder- 
Neiße-Linie gelegenen Gebiete des 
Deutschen Reidis nach dem. Gebietsstand 
vom 31. Dezember 1937.“ 

5. In § 15 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 werden hin- 
ter dem Wort „sowie“ eingefügt die 
Worte „mit ihrem forstwirtschaftlichen 
Vermögen und“. 

6. In § 19 Nr. 2 wird der erste Halbsatz 
wie folgt gefaßt: 

„Aktien, Kuxe und sonstige Anteile 
und Genußscheine an Kapitalgesell- 
schaften, die am 21. Juni 1948 ihre 
Geschäftsleitung oder ihren Sitz im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes 
oder in Berlin (West) gehabt haben, 
sind mit dem halben Wert anzu- 
setzen, soweit die Anteile oder Ge- 
nußscheine vor dem 31. Dezember 
1948 zum amtlichen Verkehr an der 
Börse zugelassen waren oder im Frei- 
verkehr gehandelt worden sind;“ 

■ 7. § 38 wird wie folgt gefaßt: 

38 

Ausmaß der Berücksichtigung von 
Schäden 

(1) Das Ausmaß der Berücksichtigung 
der Kriegssachschäden, V ertreibungs- 
schäden und Ostschäden bestimmt sich: 
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1. nach dem Verhältnis der Schäden zum 
Vermögen des Abgabepflichtigen zu 
Beginn des 21. Jüni 1948, ausgedrückt 
in Hundertsteln dieses Vermögens 
(Schadenspunktzahl), 

2. nach der Höhe des Vermögens des 
Abgabepflichtigen zu Beginn des 
21. Juni 1948. 

(2) Dafür gelten die folgenden Vor- 
schriften: 

1. Bei Schadenspunktzahlen unter 30 
wird keine Ermäßigung gewährt. 

2. Bei Vermögen bis zu 75 000 DM be- 
ginnt die Ermäßigung bei einer Scha- 
denspunktzahl von 30 mit 3 v. H. der 
Abgabe und steigt bei höheren Scha- 
denspunktzahlen derart, daß die Ab- 
gabe bei einer Schadenspunktzahl von 
400 und mehr wegfällt. 

3. Bei Vermögen über 75 000 DM, je- 
doch unter 150 000 DM, vermin- 
dern sich die Ermäßigungen nach 
Nr. 2 bei steigendem Vermögen der- 
art, daß sidi bei Vermögen von 
150 000 DM auch bei einer Schadens- 
punktzahl von 400 und mehr die Ab- 
gabe nicht mehr ermäßigt. 

4. Nach den Vorschriften der Nr. 1 bis 3 
ist eine Tabelle für die Ermäßigungen 
durch Rechtsverordnung festzustellen. 

5. Bruchteile von Schadenspunkten sind, 
wenn sie 0,5 oder weniger betragen, 
nicht zu berücksichtigen; betragen sie 
mehr als 0,5, so sind sie auf einen 
vollen Punkt aufzurunden. 

(3) Als Vermögen zu Beginn des 
21. Juni 1948 und als Vermögen im 
Sinne des Absatzes 2 gilt das Vermögen, 
das sich für diesen Zeitpunkt nach ^ 
ergibt, wenn § 19 Nr. 1 bis 5 nicht be- 
rücksichtigt wird; auch bei beschränkt 
Abgabepflichtigen ist vom Gesamtver- 
mögen im Sinne des § 18 Abs. 1 auszu- 
gehen. Diesem Vermögen sind ge- 
gebenenfalls zuzurechnen: 

1. der in ihm nicht enthaltene Wert sol- 
cher Wirtschaftsgüter, die nach den 
Vorschriften des Vermögensteuerge- 
setzes oder anderer Gesetze von der 
Vermögensteuer ganz oder teilweise 
befreit sind; 

2. bei unbeschränkt abgabepflichtigen 
Kapitalgesellschaften, die nach § 60 
des Bewertungsgesetzes außer Ansatz 
bleibenden Beteiligungen. 


Schulden und Lasten, die mit Wirt- 
schaftsgütern der in Nr. 1 und 2 be- 
zeichneten Art ln wirtschaftlichem Zu- 
sammenhang stehen, sind abzuziehen. 

8. In § 47 werden 

a) in Absatz 1 der Satz 2 wie folgt ge- 
faßt; 

„Maßgebend ist das Gesamtvermö- 
gen, das der Veranlagung des Ab- 
gabepflichtigen zur Vermögensteuer 
für das Kalenderjahr (Absatz 2 Nr. 2) 
zugrunde zu legen ist oder im Falle 
einer Veranlagung zugrunde zu legen 
sein würde.“ 

b) ln Absatz 2 Nr. 5 Buchst, b die 
Worte „nach § 89 Abs. 1 Nr. 3“ 
gestrichen. 

9. In § 48 Abs. 2 Nr. 3 wird der Satz 2 
wie folgt gefaßt; 

„Maßgebend ist das Gesamtvermögen, 
das der Veranlagung des Abgabepflich- 
tigen zur Vermögensteuer für das lau- 
fende Kalenderjahr zugrunde zu legen 
ist oder im Falle einer Veranlagung zu- 
grunde zu legen sein würde.“ 

10. In § 49 a werden folgende Vorschriften 
hinter Absatz 1 als Absatz 1 a eingefügt: 

„(1 a) Von der Nacherhebung der auf 
die ersten drei Jahre entfallenden Vier- 
teljahrsbeträge wird hinsichtlich der 
früheren Länder Baden und Württem- 
berg-Hohenzollern und des bayerischen 
Kreises Lindau auch insoweit abgesehen, 
als die Vierteljahrsbcträge auf das land- 
wirtschaftliche Vermögen der Gebiets- 
körperschaften entfallen.“ 

11. Der Zweite Abschnitt des Zweiten 
Teils (§§ 84 bis 123) wird gestrichen. 

12. § 163 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden nach dem Worte 
„Eigenkapitalzinsen“ die Worte ein- 
gefügt „vom 1. Juli 1952 ab“. 

b) In Nr. 1 werden die Worte „4 v. H.“ 
ersetzt durch die Worte „3 v. H.“. 

c) In Nr. 2 und im Schlußsatz werden 
die Worte „0,8 v. H.“ ersetzt durch 
die Worte „0,6 v. H.“. 

13. In § 166 a Abs. 1 Satz 1 werden die 
Worte „an Vermögensteuer“ gestrichen. 
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14. In § 230 Abs. 1 wird der Schlußsatz ge- 
strichen. 

15. Der § 232 wird wie folgt gefaßt: 

„S 232 

Auftragsverwaltung 

Die Verwaltung der Lastenausgleichs- 
abgaben wird den Landesfinanzbehörden 
als Auftragsverwaltung übertragen. Die 
Länder erhalten vom Bund als Beitrag 
zu den Kosten der Verwaltung 4 v. H. 
des Istaufkommens der erhobenen La- 
stenausgleichsabgaben.“ 

16. Hinter § 235 wird folgende Vorschrift 
als § 235 a eingefügt: 

235 a 

Abzugsfähigkeit der Lastenausgleichs- 
abgaben bei der Vermögensteuer für 
Veranlagungszeitpunkte ab 1, Januar 
1953 

Für die Abzugsfähigkeit der Lasten- 
ausgleichsabgaben bei- der Ermittlung des 
Vermögens für die Vermögensteuer auf 
Veranlagungszeitpunkte ab 1. Januar 
1953 gelten folgende Vorschriften: 

1. Die Vermögensabgabe ist mit ihrem 
jeweiligen Zeitwert (§ 69) abzuziehen. 

2. Die Hypothekengewinnabgabe und 
die Kreditgewinnabgabe sind, soweit 
sie nicht mit einem gewerblichen Be- 
trieb In wirtschaftlldiem Zusammen- 
hang stehen, mit Ihrem jeweiligen 
Wert abzuziehen. 

3. Die Soforthilfesonderabgabe ist, so- 
weit sie nach § 39 Abs. 1 Nr. 2 nicht 
auf die Vermögensabgabe anzurechnen 
Ist, abzüglich der bis zu dem maß- 
gebenden Stichtag entrichteten Be- 
träge, mit dem Nennbetrag abzu- 
ziehen.“ 

17. Die §§ 237 und 238 werden gestrichen. 

18. § 239 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nr. 1 wird der Satz 1 wie folgt 
gefaßt: 

„Die Vierteljahrsbeträge der Ver- 
mögensabgabe sind bei dem je- 
weiligen Abgabeschuldner — für 
die Zwecke der Einkommensteuer 
als Sonderausgaben, für die 
Zwecke der Körperschaftsteuer als 
Betriebsausgaben oder Werbungs- 
kosten — in folgender Höhe ab- 
zuziehen: 


In den Fällen der Nr. 1 und 2 des 
§ 26 und des § 27 Abs. 2: zu 
einem Drittel, 

in den Fällen der Nr. 3 des § 26 
und des § 27 Abs. 2: zu einem 
Viertel; 

bei zusammengesetzten Vermögen 
(§ 28) ist der überwiegende Teil 
des Vermögens maßgebend, wobei 
von den nach § 28 Nr. 1 ohne 
Abrundung ermittelten Tellen des 
Vermögens auszugehen ist.“ 
b) Die Nr. 2 des § 239 Abs. 1 wird ge- 
strichen. 

19. In § 240 Abs. 1 wird die Nr. 2 ge- 
strichen. 

20. § 241 c wird gestrldien. 

21. Hinter § 250 wird folgender Abschnitt 
eingefügt: 

„Achter Abschnitt 
Änderungen des Vermögen- 
steuergesetzes 

§ 250 a 

Änderung einzelner Vorschriften 

Das Vermögensteuergesetz in der Fas- 
sung vom 16. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 28) wird mit Wirkung für 
Veranlagungszeitpunkte ab 1. Januar 
1953 wie folgt geändert: 

1. In § 3 Abs. 1 werden gestrichen: 

a) in Nr. 1 die Worte „die Reichs- 
bank,“; 

b) In Nr. 5 der zweite Satz. 

2. § 4 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Bei der Veranlagung zur . Ver- 
mögensteuer ist das Gesamtvermögen 
der unbeschränkt Steuerpflichtigen 
(§ 1 Abs. 2) und das Inlandsvermögen 
der beschränkt Steuerpflichtigen (§ 2 
Abs. 2) mit dem Wert anzusetzen, der 
sich nach den §§ 73 bis 77 des Be- 
wertungsgesetzes ergibt, wenn die 
Lastenausgleichsabgaben nach Maß- 
gabe des § 235 a berücksichtigt wer- 
den. Bei unbeschränkt steuerpflich- 
tigen Kapitalgesellschaften 1 Abs. 1 
Nr. 2 Buchst, a) ist mindestens der 
sich aus § 6 Abs. 1 oder Abs. 1 a er- 
gebende Vermögensbetrag anzu- 
setzen.“ 
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3. In § 5 

a) wird Absatz 1 Satz 3 durch die 
folgenden Sätze ersetzt: 

„Der Freibetrag wird auf Antrag 
gewährt für Kinder des Steuer- 
pflichtigen, die das achtzehnte 
Lebensjahr vollendet haben, wenn 
sie auf seine Kosten unterhalten 
und für einen Beruf ausgebildet 
werden. Haben die Kinder das 
fünfundzwanzigste Lebensjahr voll- 
endet, so wird der Freibetrag nur 
gewährt, wenn der Abschluß der 
Berufsausbildung durch Umstände 
verzögert worden ist, die weder der 
Steuerpflichtige noch die Kinder zu 
vertreten haben (z. B. Kriegsteil- 
nahme, Kriegsgefangenschaft, Heil- 
behandlung wegen einer erlittenen 
Kriegsbesdiädigung). 

Der Freibetrag wird ferner auf 
Antrag für ein Kind ohne Rücksicht 
auf sein Lebensalter gewährt, wenn 
es außerstande ist, sich selbst zu 
unterhalten (§ 1602 Abs. 1 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs). 

Der Freibetrag wird nicht ge- 
währt für Kinder, die Vermögen- 
steuer auf Grund selbständiger Ver- 
anlagung zu entrichten haben. 

b) erhält Absatz 2 folgende Fassung: 

„(2) Weitere dOOOO Deutsche 
Mark sind steuerfrei, wenn die 
folgenden Voraussetzungen sämt- 
lich gegeben sind: 

1. Der Steuerpflichtige muß über 
sechzig Jahre alt oder voraus- 
sichtlich für mindestens drei 
Jahre erwerbsunfähig im Sinne 
des § 289 des Lastenausgleichs- 
gesetzes sein. Ist der Lebens- 
unterhalt zusammen veranlagter 
Ehegatten (§11 Abs. 1) im vor- 
angegangenen Kalenderjahr über- 
wiegend durch Einkünfte aus 
einer Erwerbstätigkeit der Ehe- 
frau bestritten worden, so genügt 
es, wenn nicht der Ehemann, son- 
dern die Ehefrau über sechzig 
Jahre alt ist. 

2. Die Einkünfte des Steuerpflich- 
tigen in dem vorangegangenen 
Kalenderjahr dürfen den für 
eine Stundung der Vermögens- 
abgabe nach § 48 Abs. 1 des 


Lastenausgleichsgesetzes maßge- 
benden Betrag nicht überschritten 
haben. 

3. Das Gesamtvermögen (§ 4) darf 
nicht mehr als 30 000 Deutsche 
Mark betragen. 

4. Das Gesamtvermögen (Ziffer 3) 
muß überwiegend aus Grundver- 
mögen, verpaditetem land- und 
forstwirtschaftlichen Vermögen, 
verpachtetem Betriebsvermögen 
oder sonstigem Vermögen im 
Sinne des Bewertungsgesetzes 
bestehen. Satz 1 gilt nicht für 
Personen, die zu mindestens 
80 vom Hundert erwerbsbe- 
schränkt sind.“ 

4. In § 6 wird 

a) hinter Absatz 1 der folgende Ab- 
satz 1 a eingefügt: 

„(1 a) Ist die Vermögensabgabe 
nach § 228 des Lastenausgleichs- 
gesetzes vorzeitig abgelöst worden, 
so ist das Mindestvermögen (Ab- 
satz 1) um den Zeitwert der Ab- 
gabe zu kürzen, der auf den Ver- 
anlagungszeitpunkt zu berechnen 
gewesen wäre, wenn keine vor- 
zeitige Ablösung stattgefunden 
hätte.“; 

b) werden in Absatz 2 die Worte 
“10 000 Deutsche Mark“ ersetzt 
durch die Worte „5 000 Deutsche 
Mark“. 

5. In § 7 Nr. 1 werden ersetzt: 

a) in Buchstabe b die Worte „im § 6 
Abs. 1 bezeichnete“ durch die 
Worte „sich aus § 6 Abs. 1 oder 
Abs. 1 a ergebende“; 

b) in Buchstabe c die Worte „10 000 
Deutsche Mark“ durch die Worte 
„5 000 Deutsche Mark“. 

6. § 8 erhält folgende Fassung: 

4 8 

Steuersatz 

Die Vermögensteuer beträgt jähr- 
lich 1 vom Hundert des steuer- 
pflichtigen Vermögens (§ 7); sie be- 
trägt jedoch nur jährlich 7,5 vom 
Tausend des steuerpflichtigen Ver- 
mögens, soweit dieses den Betrag der 
nach § 25 des Lastenausgleichsgesetzes 
festgesetzten Vermögensabgabeschuld 
nicht übersteigt. Durch Rechtsverord- 
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nung kann das Nähere bestimmt 
werden.“ 

7. In § 9 werden ersetzt: 

a) in der Überschrift die Worte „bei 
Auslandsbeziehungen“ durch die 
Worte „bei auswärtigen Bezie- 
hungen“; 

b) in Satz 1 die Worte „im Inland 
entweder nicht oder nur be- 
schränkt“ durch die Worte „weder 
im Geltungsbereich des Grund- 
gesetzes noch in Berlin (West) un- 
beschränkt“. 

8. In § 13 Abs. 1 Nr. 1 werden die 
Worte „ein Fünftel“ ersetzt durch die 
Worte „ein Zehntel“. 

9. In § 14 a Abs. 2 Nr. 2 werden 
die Worte „10 000 Deutsche Mark“ 
ersetzt durch die Worte „5 000 
Deutsche Mark“. 

10. In § 16 erhält Satz 2 folgende 
Fassung: 

„Steuerpflichtige mit überwiegend 
land- und forstwirtschaftlichem Ver- 
mögen haben, wenn das Vermögen 
hauptsächlich der Gewinnung von Er- 
zeugnissen dient, die im allgemeinen 
nicht vor dem 10. August veräußert 
werden, am 10. Februar und am 
10. Mai je ein Viertel und am 10. No- 
vember die Fiälfte der Jahressteuer- 
schuld zu entrichten.“ 

§ 250 b 

Neufassung des Vermögensteuergesetzes 

Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, den Wortlaut des Vermögen- 
steuergesetzes mit neuem Datum, unter 
neuer Überschrift und in neuer Para- 
graphenfolge bekannt zu machen und 
dabei Unstimmigkeiten des Wortlautes 
zu beseitigen.“ 

22. § 269 erhält folgende Fassung: 

4 269 

Schadensgruppen und Grundbeträge 

(1) Auf Grund der Schadensfeststellung 
werden die Geschädigten in eine der 
nachfolgenden Schadensgruppen einge- 
stuft. Die Hauptentschädigung bemißt 
sich nach einem Grundbetrag, welcher 
der Schadensgruppe entspricht, in die 
der Entschädigungsberechtigte eingereiht 
worden ist. 


(2) Es werden folgende Schadens- 
gruppen gebildet und folgende Grund- 
beträge festgesetzt: 

Schadensbetrag Grundbetrag 


1 

500 

bis 

1 500 

800 

2 

1 501 

bis 

2 200 ■ 

1 100 

3 

2 201 

bis 

3 000 

1 400 

4 

3 001 

bis 

4 200 

1 800 

5 

4 201 

bis 

6 000 

2 300 

6 

6 001 

bis 

8 500 

2 900 

7 

8 501 

bis 

12 000 

3 600 

8 

12 001 

bis 

16 000 

4 200 

9 

16 001 

bis 

20 000 

5 000 

10 

20 001 

bis 

30 000 

5 500 

11 

30 001 

bis 

40 000 

7 000 

12 

40 001 

bis 

52 500 

8 200 

13 

52 501 

bis 

70 000 

9 800 

14 

70 001 

bis 

90 000 

11 200 

15 

90 001 

bis 

125 000 

13 000 

16 

125 001 

bis 

175 000 

15 000 

17 

175 001 

bis 

225 000 

18 000 

18 

225 001 

bis 

275 000 

21 000 

19 

275 001 

bis 

325 000 

24 000 

20 

325 001 

bis 

375 000 

27 500 

21 

375 001. 

bis 

425 000 

30 500 

22 

425 001 

bis 

475 000 

33 000 

23 

475 001 

bis 

550 000 

36 000 

24 

550 001 

bis 

650 000 

39 500 

25 

650 001 

bis 

750 000 

42 500 

26 

750 001 

bis 

850 000 

45 500 

27 

850 001 

bis 

1 000 000 

50 000 


Bei Schadensbeträgen über 1 000 000 RM 
beträgt der Grundbetrag 50 000 DM zu- 
züglich 3 V. H. des 1 000 000 RM und 
2 V. H. des 2 000 000 RM übersteigenden 
Schadensbetrags. Ist in Schadensgruppe 1 
der Schadensbetrag niedriger als der 
Grundbetrag, so ist als Grundbetrag der 
Schadensbetrag anzusetzen. 


23. In § 282 wird Absatz 3 durch die fol- 
gende Vorschrift ersetzt: 

„(3) Von den Voraussetzungen des 
Absatzes 2 Satz 2 kann abgesehen wer- 
den, wenn der Betrieb durch Inanspruch- 
nahme von Arbeitsplatzdarlehen In- 


(3) Sobald hinreichende Unterlagen 
über die Höhe der verfügbaren Mittel 
und über den Umfang der zu berücksich- 
tigenden Schäden vorliegen, spätestens 
bis zum 31. März 1957, wird durch 
Gesetz bestimmt, ob und in welchem Um- 
fang die Grundbeträge erhöht werden.“ 
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standgesetzt wird, unter besonders gün- 
stigen Bedingungen Dauerarbeitsplätze 
für eine größere Anzahl von Geschädig- 
ten zu schaffen.“ 

24. § 283 erhält folgende Fassung: 

4 283 

Höhe des Arbeitsplatzdarlehens 

Die Höhe des Arbeitsplatzdarlehens 
bemißt sich nach der Zahl der zu schaf- 
fenden Dauerarbeltsplätze. Zur Schaf- 
fung eines Dauerarbeitsplatzes können, 
soweit nichts anderes bestimmt wird, 
bis zu 5 000 DM bewilligt werden.“ 

25. § 291 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Unterhaltshilfe wird gewährt, 
wenn die Einkünfte des Bereditlgten 
(§ 285) insgesamt 85 DM monatlich 
nicht übersteigen. Dieser Betrag er- 
höht sich für den nicht dauernd von 
Ihm getrennt lebenden Ehegatten 
oder für eine Pflegeperson, deren 
der Berechtigte wegen besonderer Ge- 
brechlichkeit bedarf, um 37,50 DM 
und für jedes Kind im Sinne des 
§ 289 Abs. 2, sofern es von dem Be- 
rechtigten überwiegend unterhalten 
wird, um 27,50 DM monatlich.“ 

b) In Absatz 2 Nr. 2 Buchstabe b er- 
halten die Eingangsworte folgende 
Fassung: 

„Personen, die Infolge Unfalls oder 
infolge von Schäden, die sie als Ver- 
folgte im Sinne der Gesetze zur 
Wiedergutmachung nationalsoziali- 
stischen Unrechts an Körper oder Ge- 
sundheit erlitten haben, erwerbsbe- 
schränkt sind, folgende Freibeträge:“ 

26. § 293 erhält folgende Fassung: 

293 

Höhe der Unterhaltshilfe 

(1) Die Unterhaltshilfe beträgt für 
den Berechtigten monatlich 85 DM. 

(2) Die Unterhaltshilfe erhöht sich um 
monatlich 37,50 DM für den nicht dau- 
ernd getrennt lebenden Ehegatten oder 
für eine Pflegeperson, deren der Be- 
rechtigte wegen besonderer Gebrechlich- 
keit bedarf, und um monatlich 
27,50 DM für jedes Kind im Sinne 
des § 289 Abs. 2, sofern es von dem 


Berechtigten überwiegend unterhalten 
wird.“ 

27. In § 298 Abs. 2 Satz 1 erhält der erste 
Halbsatz folgende Fassung: 

„Der Berechtigte erhält Unterhalts- 
hilfe in Höhe der weggefallenen -monat- 
lichen Zahlung zuzüglich 20 v. H., 
höchstens jedoch in Höhe der Sätze der 
Unterhaltshilfe nach § 293;“ 

28. In § 299 erhält Absatz 1 folgende Fas- 
sung: 

„(1) Vollwaisen Im Sinne des § 289 
Abs. 3 erhalten Unterhaltshilfe auf Zeit 
nach den Vorschriften dieses Abschnitts; 
an die Stelle des in ^ 291 Abs. 1 und des 
in § 293 Abs. 1 bestimmten Betrags tritt 
jedoch ein Satz von monatlich 45 DM.“ 

29. In § 300 wird Absatz 3 wie folgt gefaßt: 

„(3) Die Kosten der Krankenver- 
sicherung tragen die Bezirksfürsorge- 
verbände. Der Ausgleichsfonds erstattet 
von diesen Kosten 25 v. H.; der ver- 
bleibende Betrag wird vom Bund, den 
Ländern einschließlich des Landes Berlin 
und den Gemeinden (Gemeindeverbän- 
den) in dem Verhältnis übernommen. In 
dem die im Rahmen der Kriegsfolgehilfe 
anfallenden Fürsorgekosten verrechnet 
werden.“ 

30. In § 303 Abs. 1 werden die Worte „jedes 
Kind im Sinne des § 289 Abs. 2 Satz 2, 
sofern es von dem Berechtigten überwie- 
gend unterhalten wird,“ ersetzt durch die 
Worte „jedes Kind Im Sinne des § 291 
Abs. 1“. 

31. § 309 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fas- 
sung: ^ 

„Kriegsschadenrente 287) wird 
bei Vorliegen der sonstigen Vor- 
aussetzungen mit Wirkung vom 
1. April 1952 ab gewährt, wenn der 
Antrag bis zum 31. Dezember 1952 
gestellt wird; sie wird, wenn die Vor- 
aussetzungen für die Gewährung von 
Kriegsschadenrente in der Zeit zwi- 
schen dem 1. April 1952 und dem 
31. Dezember 1952 erfüllt werden, 
von dem Ersten des Monats ab ge- 
währt, in dem die Voraussetzungen 
für die Gewährung von Kriegsscha- 
denrente vorliegen.“ 

b) Absatz 3 wird gestrichen. 
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32. In § 312 Abs. 1 erhält Satz 1 folgende 
Fassung: 

„Der Berechtigte ist verpflichtet, zu- 
viel erhaltene Beträge an Kriegsschaden- 
rente sowie an Unterhaltshilfe nach dem 
Soforthilfegesetz und an Teuerungszu- 
schlägen nach dem Soforthilfeanpassungs- 
gesetz zurückzuerstatten.“ 

33. In § 314 Abs. 2 Nr. 1 treten an die 
Stelle der Worte „30 DM‘‘ die Worte 
„36 DM". 

34. § 315 wird gestrichen. 

35. In § 316 Abs. 3 sind hinter „§ 289 
Abs. 2" die Worte „Satz 2" zu streichen. 

36. In § 326 erhält Absatz 2 folgende Fas- 
sung: 

„(2) Die Darlehen sollen bevorzugt 
zur Erstellung von Eigenheimen, Klein- 
siedlungen und 'Wohnungen in der 
Rechtsform des Wohnungseigentums 
oder des Dauerwohnrechts für Geschä- 
digte gewährt werden." 

37. In § 330 Abs. 1 werden nach den Wor- 
ten „in Verbindung damit“ die Worte 
eingefügt: „mit Zustimmung der Bun- 
desregierung“. 

38. In § 339 erhalten die Absätze 1 und 2 
folgende Fassung: 

„(1) Das Bundesausgleichsamt wird 
von einem Präsidenten geleitet. Der Prä- 
sident des Bundesausgleichsamts wird 
auf Vorschlag der Bundesregierung durch 
den Bundespräsidenten ernannt und 
entlassen; der Vorschlag der Bundes- 
regierung erfolgt im Einvernehmen mit 
dem Bundesrat. 

(2) Der Präsident des Bundesaus- 
gleichsamts übt nach Maßgabe des § 346 
Abs. 2 die Sachaufsicht über die Landes- 
ausgleichsämter aus.“ 

39. § 340 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 3 erhält der erste 
Halbsatz folgende Fassung: 

„Je ein Mitglied ernennen die Regie- 
rungen der Länder einschließlich des 
Landes Berlin;“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

,, (2) Für jedes Mitglied des Kontroll- 
ausschusses ist ein Stellvertreter zu 
wählen oder zu ernennen.“ 


c) In Absatz 3 Satz 3 wird der zweite 
Halbsatz gestrihen. 

40. In § 346 Abs. 2 erhält Satz 3 folgende 
Fassung: 

,,Er übt die der Bundesregierung und den 
zuständigen obersten Bundesbehörden 
nach Artikel 85 des Grundgesetzes zu- 
stehenden Befugnisse nach Maßgabe des 
Artikels 120 a des Grundgesetzes aus.“ 

41. In § 347 Abs. 2 Satz 1 werden hinter 
den Worten „nach § 346 Abs. 2 Satz 1“ 
eingefügt die Worte „und 2“. 

42. § 350 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 erhält Satz 1 folgende 
Fassung: 

„Für Zwecke der Wohnraumhilfe 
(§§ 325 bis 327) sind die Erträge aus 
der Hypothekengewinnabgabe (§§ 
124 ff.), mindestens jedoh jährlich 
300 Millionen DM, bereitzustellen; 
die Mittel werden den Ländern dar- 
lehnsweise zur Verfügung gestellt.“ 

b) Nah Absatz 1 wird folgender Ab- 
satz 2 neu eingefügt: 

,,(2) Bei der Verteilung der Mittel 
für die Gewährung von Arbeitsplatz- 
darlehen (§§ 282, 283) sind die Län- 
der mit überdurchshnittlicher Ar- 
beitslosigkeit bevorzugt zu berück- 
slhtigen.“ 

c) Der bisherige Absatz 2 (nunmehr Ab- 
satz 3) erhält folgende Fassung: 

„ (3) Für den Härtefonds (§ 328) 
und für sonstige Förderungsmaß- 
nahmen (§ 329) werden bis zum Ab- 
lauf des auf das Inkrafttreten dieses 
Gesetzes folgenden zehnten Reh- 
nungsjahres jährlih zusammen 150 
Millionen DM bereitgestellt.“ 

d) Absatz 3 (nunmehr Absatz 4) .erhält 
folgende Fassung: 

„ (4) Vom Ausgleihsfonds können 
mit Zustimmung der Bundesregierung 
Bürgshaften (§ 330) bis zu einem Ge- 
samtbeträge von einer Milliarde DM 
sowie Beteiligungen (§ 330) bis zu 
einem Gesamtbeträge von dreißig 
Millionen DM übernommen werden. 
Im Falle der Übernahme von Bürg- 
shaften ist In dem Ausgabeplan die 
voraussihtlihe Inanspruhnahme des 
Ausgleichsfonds zu berücksihtigen.“ 
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43. Hinter § 370 wird folgender § 370 a ein- 
gefügt: 

„ § 370 a 

Feststellungsverfahren 

Die Vorschriften der §§ 363 bis 366 gel- 
ten auch für das Feststellungsverfahren 
nach dem Feststellungsgesetz, jedoch mit 
der Maßgabe, daß Rechtsmittel nicht ge- 
geben sind, wenn auch bei erfolgreicher 
Durchführung des Rechtsmittelverfahrens 
höhere Ausgleichsleistungen nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes nicht gewährt 
werden könnten.“ 

44. In § 374 Abs. 2 wird Satz 1 gestrichen; 
der bisherige Satz 2 wird Satz 1 und er- 
hält folgende Fassung: 

,, Die Mittel sind von den Ländern als 
ersten Darlehnsnehmern dem Ausgleichs- 
fonds gegenüber derart zu tilgen, daß die 
Tilgung innerhalb von 30 Jahren abge- 
schlossen ist.“ 

45. In § 377 treten an die Stelle des Absat- 
zes 2 die folgenden Absätze 2 und 3: 

„ (2) Im übrigen tragen die Länder ein- 
schließlich des Landes Berlin und die an- 
deren an der Durchführung der Vor- 
schriften des Dritten Teils dieses Gesetzes 
beteiligten Gebietskörperschaften diejeni- 
gen Kosten selbst, die tatsächlich bei ihnen 
anfallen. 

(3) Der Bund erstattet die Hälfte der 
Kosten nach Absatz 2. Die Bundesregie- 
rung kann durch Rechtsverordnung be- 
stimmen, in welcher Weise diese Kosten 
pauschal festgelegt werden und wie der 
auf den Bund entfallende Anteil auf die 
Länder und die anderen Gebietskörper- 
schaften aufgeteilt wird.“ 

46. § 378 wird gestrichen. 

47. In § 379 erhält Absatz 2 folgende Fas- 
sung: 

„ (2) Ausgleichs ämter, Ausgleichsaus- 
schüsse und Landesausgleichsämter sind 
die auf Grund der Vorschriften der 
Soforthilfegesetze gebildeten Ämter für 
Soforthilfe, Soforthilfeausschüsse und 
Landesämter für Soforthilfe, soweit die 
Länder nach Maßgabe der Bestimmungen 
der §§ 332 bis 338 keine abweichende 
Regelung treffen oder zu treffen haben.“ 


48. In § 381 Abs. 1 erhält der letzte Satz 
folgende Fassung: 

„Entsprechendes gilt für Beträge, die 
auf Grund des Hypothekensicherungs- 
gesetzes und der entsprechenden Gesetze 
der Länder der französischen Besatzungs- 
zone sowie der entsprechenden Rechtsan- 
ordnung des Kreispräsidenten des baye- 
rischen Kreises Lindau nach dem ersten 
auf den 31. März 1952 folgenden Fällig- 
keitszeitpunkt fällig geworden sind und 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes auf- 
komm en.“ 

.49. Hinter § 381 wird folgender § 381 a ein- 
gefügt: 

381 a 

Erstattung von Vorschußzahlungen für 
T euerungszuschläge 

Die auf Grund des § 6 des Sofort- 
hilfeanpassungsgesetzes vom 4. Dezember 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 934) von den 
Soforthilfefonds für die Zeit vom 
1. Oktober 1951 bis zum Inkrafttreten 
dieses Gesetzes geleisteten Vorschußzah- 
lungen für Teuerungszuschläge werden 
dem Ausgleichsfonds vom Beginn des 
Rechnungsjahres 1953 ab in zehn glei- 
chen Vierteljahresraten durch die öffent- 
lichen Haushalte erstattet. Der Bund 
trägt drei Fünftel, die Länder tragen 
zwei Fünftel der aufgewendeten Beträge 
nach dem Verhältnis ihrer Steueraufkom- 
men in dem jeweils vorangegangenen 
Rechnungsjahr.“ 

50. In § 383 Abs. 2 wird hinter dem Wort 
„Unterhaltshilfe“ eingefügt : „einschließ- 
lich der Teuerungszuschläge nach dem 
Soforthilfeanpassungsgesetz“. 

51. In § 384 wird Nr. 2 gestrichen. 

52. § 385 wird durch folgenden Absatz 2 
ergänzt : 

„ (2) Das Nähere wird durch Rechts- 
verordnung bestimmt. Dabei kann auch 
bestimmt werden, daß und unter wel- 
chen Voraussetzungen Schäden und Ver- 
luste an Vermögensgegenständen, die ein 
Verfolgter (§ 8 Abs. 2 Nr. 1) im Ver- 
treibungsgebiet infolge von Maßnahmen 
der nationalsozialistischen Gewaltherr- 
schaft eingebüßt hat, von dem Verfolg- 
ten geltend gemacht werden können.“ 

53. In § 393 wird der zweite Halbsatz ge- 
stridben. 
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54. § 397 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nr. 1 erhält § 5 Abs. 1 Satz 1 
folgende Fassung: 

„Ein Ostschaden im Sinne dieses 
Gesetzes ist ein Schaden, der einer 
Person, die nicht Vertriebener ist und 
am 31. Dezember 1944 ihren Wohn- 
sitz im Gebiet des Deutschen Reichs 
(Gebietsstand vom 31. Dezember 
1937) hatte, im Zusammenhang mit 
den Ereignissen des zweiten Welt- 
kriegs durch Vermögensentziehung 
oder als Kriegssachschaden (§ 10) an 
Wirtschaftsgütern der in § 3 Abs. 2 
bezeichneten Art in den Ostgebieten 
entstanden ist; Ostgebiete sind, die 
östlich der Oder-Neiße-Linie gelege- 
nen Gebiete des Deutschen Reichs 
nach dem Gebietsstand vom 31. 
Dezember 1937." 

b) Nr. 3 wird wie folgt ergänzt: 

c) Folgender Absatz 3 wird neu 
angefügt: 

„(3) Inder nach Absatz 2 Nr. 5 
vorgesehenen Rechtsverordnung 
kann auch bestimmt werden, daß 
und unter welchen Voraus- 
setzungen Schäden und Verluste 
an Vermögensgegenständeil, die 
ein Verfolgter (§ 8 Abs. 2 Nr. 1 
des Lastenausgleichsgesetzes) im 
Vertreibungsgebiet infolge von 
Maßnahmen der nationalsozia- 
listischen Gewaltherrschaft ein- 
gebüßt hat, als Vertreibungs- 
schaden zugunsten des Verfolg- 
ten festgestellt werden können." 

c) Nr. 4 ist wie folgt zu ergänzen: 

In § 9 Abs. 1 Nr. 1 wird folgender 
Satz angefügt: 


„Fiinsichtlich der an Betriebsvermö- 
gen entstandenen Vertreibungsschäden 
steht der Erbfolge die Übernahme 
solchen Vermögens zu Lebzeiten des 
unmittelbar Geschädigten (vorweg- 
genommene Erbfolge) gleich." 

d) Nr. 11 wird wie folgt geändert: 

In § 23 Abs. 2 erhält Satz 3 folgende 
Fassung: 

„Er übt die der Bundesregierung und 
den zuständigen obersten Bundesbe- 
hörden nach Artikel 85 des Grund- 
gesetzes zustehenden Befugnisse nach 
Maßgabe des Artikels 120 a des 
Grundgesetzes aus.“ 

e) Nr. 23 wird wie folgt geändert: 

In § 38 Abs. 1 erhält der erste Halb- 
satz folgende Fassung: 

,,Für das Beschwerde verfahren und 
das weitere Rechtsmittelverfahren gel- 
ten die §§ 363 bis 366 und 370 a des 
Lastenausgleichsgesetzes;“ 

55. In § 397 a Abs. 1 wird Nr. 3 wie folgt 
geändert: 

In § 6 Abs. 2 erhält Satz 3 folgende 
Fassung: 

„Er übt die der Bundesregierung und 
den zuständigen obersten Bundesbehör- 
den nach Artikel 85 des Grundgesetzes 
zustehenden Befugnisse nach Maßgabe 
des Artikels 120 a des Grundgesetzes 
aus.“ 

56, In § 398 wird die Nr. 1 wie folgt er- 
gänzt: 

„ , die §§ 2, 3 und 6 des Soforthilfean- 
passungsgesetzes vom 4. Dezember 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 234)". 


10 



